
Eidesstattliche Versicherung 
 

Vorlagepflicht nach Art. 1, 25, 101, 140 GG, §§359, 206 StPO, §§1, 11, 132, 221, 357, 267, 348 StGB, §§25, 
99, 117 VwGO, §§41, 138, 139, 415, 444, 579, 580 ZPO, §§117, 119, 125-129, 134-136, 179, 307, 415, 444 
BGB, Art. 29 EGBGB, gemäß §§1, 15, 16, 21 GVG, §§33, 34, 43, 44, 48 VwVfG gegenüber einer 
Prozeßpartei / Öffentlichkeit 
 
Ich 
 
Vorname:________________________________________________________________ 
 
Familienname: (gemäß §1 BGB)___________________________________________ 
 
Geburtsdatum:_______________Geburtsort:________________________________ 
 
Wohnsitz:________________________________________________________________ 
 
versichere gerichtsverwertbar an Eides statt, 
 
- in Kenntnis und Bewußtsein der Strafbarkeit einer falschen fahrlässigen oder 
vorsätzlichen falschen eidesstattlichen Versicherung -, 
daß ich Amtsträger (mit Amtsausweis) nach deutschem Recht Richter mit einer 
wirksamen Ernennung bin.  
Mir sind die SMAD- und die SHAEF-Gesetze bekannt oder zumindest weiß ich, daß sie 
mir im Zusammenhang mit der Zulassung nach deutschem Recht als Jurist bekannt sein 
sollten.  
Ich versichere auch die Mängellosigkeit und Gültigkeit des Geschäftsverteilungsplans des 
anhörenden Gerichts nach §§33, 34, 43, 44, 48 VwVfG und versichere an Eides statt,  
daß ich die/der gesetzlich-amtierende/r Richter/in in dem Verfahren bin.  
Mir ist bekannt, daß das deutsche Recht für mich, -als auch für die Prozeßbeteiligten-, 
gilt und ich mit den Prozeßparteien nicht Partei (auch nicht über Standesrecht oder 
Auftraggeber / Arbeitgeber) bin. 
Es gilt ausschließlich das Gerichtsverfassungsgesetz in der Anwendung (nicht 
Geschäftsordnung nach dem ArbGG und nicht nach dem Kontrollratsgesetz Nr. 35 –
Schiedsgericht- (BRD-GmbH, Art.133 GG) und bin bei einem Staats- und nicht bei einem 
Privat-, Ausnahme-, oder Schiedsgericht tätig. 
Diese Eidesstattliche Versicherung gebe ich ab, als Natürliche Person im Sinne § 1 BGB. 
Dem Unterzeichnenden ist gleichwohl bewußt, daß diese Erklärung auch gegenüber einer 
Natürlichen Person im Sinne § 1 BGB gegeben wird. 
 
 
 
 
 
 
___________________________________________________________________________ 
Ort, Datum,                Unterschrift                Amtssiegel          Unterschriftsbeglaubigung 
(bitte gerichtsverwertbar nach Gesetz gültig ausweisen §§33, 34 VwVfG, §§125-129 BGB, §§415, 444 ZPO) 
 
 



 
 

Fundstellen Gesetzestexte: 
 
Grundgesetz:  
 
Artikel 1 
 (1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist 
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 
(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen 
Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der 
Gerechtigkeit in der Welt. 
(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und 
Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. 
Artikel 25 
Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen 
den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des 
Bundesgebietes. 
Artikel 101 
(1) Ausnahmegerichte sind unzulässig. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter 
entzogen werden. 
(2) Gerichte für besondere Sachgebiete können nur durch Gesetz errichtet werden. 
Artikel 140 
Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der deutschen Verfassung 
vom 11. August 1919 sind Bestandteil dieses Grundgesetzes. 
 
Strafprozeßordnung (StoPO) 
 
§ 206 
Das Gericht ist bei der Beschlußfassung an die Anträge der Staatsanwaltschaft nicht 
gebunden. 
§ 359 
Die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urteil abgeschlossenen Verfahrens 
zugunsten des Verurteilten ist zulässig,  
1.wenn eine in der Hauptverhandlung zu seinen Ungunsten als echt vorgebrachte 
Urkunde unecht oder verfälscht war; 
2.wenn der Zeuge oder Sachverständige sich bei einem zuungunsten des Verurteilten 
abgelegten Zeugnis oder abgegebenen Gutachten einer vorsätzlichen oder fahrlässigen 
Verletzung der Eidespflicht oder einer vorsätzlichen falschen uneidlichen Aussage 
schuldig gemacht hat; 
3.wenn bei dem Urteil ein Richter oder Schöffe mitgewirkt hat, der sich in Beziehung auf 
die Sache einer strafbaren Verletzung seiner Amtspflichten schuldig gemacht hat, sofern 
die Verletzung nicht vom Verurteilten selbst veranlaßt ist; 
4.wenn ein zivilgerichtliches Urteil, auf welches das Strafurteil gegründet ist, durch ein 
anderes rechtskräftig gewordenes Urteil aufgehoben ist; 
5.wenn neue Tatsachen oder Beweismittel beigebracht sind, die allein oder in Verbindung 
mit den früher erhobenen Beweisen die Freisprechung des Angeklagten oder in 
Anwendung eines milderen Strafgesetzes eine geringere Bestrafung oder eine wesentlich 
andere Entscheidung über eine Maßregel der Besserung und Sicherung zu begründen 
geeignet sind, 
6.wenn der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte eine Verletzung der 
Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten oder 
ihrer Protokolle festgestellt hat und das Urteil auf dieser Verletzung beruht. 



 
 

Strafgesetzbuch (StGB) 
 
§ 1 Keine Strafe ohne Gesetz 
Eine Tat kann nur bestraft werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war, bevor 
die Tat begangen wurde. 
§ 11 Personen- und Sachbegriffe 
(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist  
1.Angehöriger: 
wer zu den folgenden Personen gehört: 
a) Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, der Ehegatte, der Lebenspartner, der 
Verlobte, auch im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes, Geschwister, Ehegatten oder 
Lebenspartner der Geschwister, Geschwister der Ehegatten oder Lebenspartner, und zwar 
auch dann, wenn die Ehe oder die Lebenspartnerschaft, welche die Beziehung begründet 
hat, nicht mehr besteht oder wenn die Verwandtschaft oder Schwägerschaft erloschen ist, 
b)Pflegeeltern und Pflegekinder; 
2. Amtsträger: 
wer nach deutschem Recht 
a) Beamter oder Richter ist, 
b) in einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis steht oder 
c) sonst dazu bestellt ist, bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle oder in deren 
Auftrag Aufgaben der öffentlichen Verwaltung unbeschadet der zur Aufgabenerfüllung 
gewählten Organisationsform wahrzunehmen; 
3. Richter: 
wer nach deutschem Recht Berufsrichter oder ehrenamtlicher Richter ist; 
4. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter: 
wer, ohne Amtsträger zu sein, 
a) bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle, die Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung wahrnimmt, oder 
b) bei einem Verband oder sonstigen Zusammenschluß, Betrieb oder Unternehmen, die 
für eine Behörde oder für eine sonstige Stelle Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
ausführen, beschäftigt oder für sie tätig und auf die gewissenhafte Erfüllung seiner 
Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet ist; 
5. rechtswidrige Tat: 
nur eine solche, die den Tatbestand eines Strafgesetzes verwirklicht; 
6. Unternehmen einer Tat: 
deren Versuch und deren Vollendung; 
7. Behörde: 
auch ein Gericht; 
8. Maßnahme: 
jede Maßregel der Besserung und Sicherung, der Verfall, die Einziehung und die 
Unbrauchbarmachung; 
9. Entgelt: 
jede in einem Vermögensvorteil bestehende Gegenleistung. 
(2) Vorsätzlich im Sinne dieses Gesetzes ist eine Tat auch dann, wenn sie einen 
gesetzlichen Tatbestand verwirklicht, der hinsichtlich der Handlung Vorsatz voraussetzt, 
hinsichtlich einer dadurch verursachten besonderen Folge jedoch Fahrlässigkeit 
ausreichen läßt. 
(3) Den Schriften stehen Ton- und Bildträger, Datenspeicher, Abbildungen und andere 
Darstellungen in denjenigen Vorschriften gleich, die auf diesen Absatz verweisen. 

 



 

§ 132 Amtsanmaßung 

Wer unbefugt sich mit der Ausübung eines öffentlichen Amtes befaßt oder eine Handlung 
vornimmt, welche nur kraft eines öffentlichen Amtes vorgenommen werden darf, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 221 Aussetzung 

(1) Wer einen Menschen  
1. in eine hilflose Lage versetzt oder 
2. in einer hilflosen Lage im Stich läßt, obwohl er ihn in seiner Obhut hat oder ihm sonst 
beizustehen verpflichtet ist, 
und ihn dadurch der Gefahr des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung 
aussetzt, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 
(2) Auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren ist zu erkennen, wenn der Täter  
1. die Tat gegen sein Kind oder eine Person begeht, die ihm zur Erziehung oder zur 
Betreuung in der Lebensführung anvertraut ist, oder 
2. durch die Tat eine schwere Gesundheitsschädigung des Opfers verursacht. 
(3) Verursacht der Täter durch die Tat den Tod des Opfers, so ist die Strafe Freiheitsstrafe 
nicht unter drei Jahren. 
(4) In minder schweren Fällen des Absatzes 2 ist auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren, in minder schweren Fällen des Absatzes 3 auf Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu zehn Jahren zu erkennen. 

StGB § 267 Urkundenfälschung 

(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr eine unechte Urkunde herstellt, eine echte 
Urkunde verfälscht oder eine unechte oder verfälschte Urkunde gebraucht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter  
1. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten 
Begehung von Betrug oder Urkundenfälschung verbunden hat, 
2. einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt, 
3. durch eine große Zahl von unechten oder verfälschten Urkunden die Sicherheit des 
Rechtsverkehrs erheblich gefährdet oder 
4. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger mißbraucht. 
(4) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren, in minder schweren Fällen mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer die 
Urkundenfälschung als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung von 
Straftaten nach den §§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden hat, gewerbsmäßig 
begeht. 

StGB § 348 Falschbeurkundung im Amt 

(1) Ein Amtsträger, der, zur Aufnahme öffentlicher Urkunden befugt, innerhalb seiner 
Zuständigkeit eine rechtlich erhebliche Tatsache falsch beurkundet oder in öffentliche 
Register, Bücher oder Dateien falsch einträgt oder eingibt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 



 

§ 357 Verleitung eines Untergebenen zu einer Straftat 

(1) Ein Vorgesetzter, welcher seine Untergebenen zu einer rechtswidrigen Tat im Amt 
verleitet oder zu verleiten unternimmt oder eine solche rechtswidrige Tat seiner 
Untergebenen geschehen läßt, hat die für diese rechtswidrige Tat angedrohte Strafe 
verwirkt. 
(2) Dieselbe Bestimmung findet auf einen Amtsträger Anwendung, welchem eine Aufsicht 
oder Kontrolle über die Dienstgeschäfte eines anderen Amtsträgers übertragen ist, sofern 
die von diesem letzteren Amtsträger begangene rechtswidrige Tat die zur Aufsicht oder 
Kontrolle gehörenden Geschäfte betrifft. 
 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 

§ 25  

Die ehrenamtlichen Richter werden auf fünf Jahre gewählt. 

§ 99  

Behörden sind zur Vorlage von Urkunden oder Akten, zur Übermittlung elektronischer 
Dokumente und zu Auskünften verpflichtet. Wenn das Bekanntwerden des Inhalts dieser 
Urkunden, Akten, elektronischen Dokumente oder dieser Auskünfte dem Wohl des 
Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde oder wenn die Vorgänge nach einem 
Gesetz oder ihrem Wesen nach geheim gehalten werden müssen, kann die zuständige 
oberste Aufsichtsbehörde die Vorlage von Urkunden oder Akten, die Übermittlung der 
elektronischen Dokumente und die Erteilung der Auskünfte verweigern. 

§ 117  

(1) Das Urteil ergeht "Im Namen des Volkes". Es ist schriftlich abzufassen und von den 
Richtern, die bei der Entscheidung mitgewirkt haben, zu unterzeichnen. Ist ein Richter 
verhindert, seine Unterschrift beizufügen, so wird dies mit dem Hinderungsgrund vom 
Vorsitzenden oder, wenn er verhindert ist, vom dienstältesten beisitzenden Richter unter 
dem Urteil vermerkt. Der Unterschrift der ehrenamtlichen Richter bedarf es nicht. 
(2) Das Urteil enthält  
1. die Bezeichnung der Beteiligten, ihrer gesetzlichen Vertreter und der Bevollmächtigten 
nach Namen, Beruf, Wohnort und ihrer Stellung im Verfahren, 
2. die Bezeichnung des Gerichts und die Namen der Mitglieder, die bei der Entscheidung 
mitgewirkt haben, 
3. die Urteilsformel, 
4. den Tatbestand, 
5. die Entscheidungsgründe, 
6. die Rechtsmittelbelehrung. 
(3) Im Tatbestand ist der Sach- und Streitstand unter Hervorhebung der gestellten 
Anträge seinem wesentlichen Inhalt nach gedrängt darzustellen. Wegen der Einzelheiten 
soll auf Schriftsätze, Protokolle und andere Unterlagen verwiesen werden, soweit sich aus 
ihnen der Sach- und Streitstand ausreichend ergibt. 
(4) Ein Urteil, das bei der Verkündung noch nicht vollständig abgefaßt war, ist vor Ablauf 
von zwei Wochen, vom Tag der Verkündung an gerechnet, vollständig abgefaßt der 
Geschäftsstelle zu übermitteln. Kann dies ausnahmsweise nicht geschehen, so ist 
innerhalb dieser zwei Wochen das von den Richtern unterschriebene Urteil ohne 



Tatbestand, Entscheidungsgründe und Rechtsmittelbelehrung der Geschäftsstelle zu 
übermitteln; Tatbestand, Entscheidungsgründe und Rechtsmittelbelehrung sind alsbald 
nachträglich niederzulegen, von den Richtern besonders zu unterschreiben und der 
Geschäftsstelle zu übermitteln. 
(5) Das Gericht kann von einer weiteren Darstellung der Entscheidungsgründe absehen, 
soweit es der Begründung des Verwaltungsakts oder des Widerspruchsbescheids folgt 
und dies in seiner Entscheidung feststellt. 
(6) Der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle hat auf dem Urteil den Tag der Zustellung 
und im Falle des § 116 Abs. 1 Satz 1 den Tag der Verkündung zu vermerken und diesen 
Vermerk zu unterschreiben. Werden die Akten elektronisch geführt, hat der 
Urkundsbeamte der Geschäftsstelle den Vermerk in einem gesonderten Dokument 
festzuhalten. Das Dokument ist mit dem Urteil untrennbar zu verbinden. 
 
Zivilprozeßordnung (ZPO) 

§ 41 Ausschluss von der Ausübung des Richteramtes 

Ein Richter ist von der Ausübung des Richteramtes kraft Gesetzes ausgeschlossen:  
1. in Sachen, in denen er selbst Partei ist oder bei denen er zu einer Partei in dem 
Verhältnis eines Mitberechtigten, Mitverpflichteten oder Regresspflichtigen steht; 
2. in Sachen seines Ehegatten, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht; 
2a. in Sachen seines Lebenspartners, auch wenn die Lebenspartnerschaft nicht mehr 
besteht; 
3. in Sachen einer Person, mit der er in gerader Linie verwandt oder verschwägert, in der 
Seitenlinie bis zum dritten Grad verwandt oder bis zum zweiten Grad verschwägert ist 
oder war; 
4. in Sachen, in denen er als Prozessbevollmächtigter oder Beistand einer Partei bestellt 
oder als gesetzlicher Vertreter einer Partei aufzutreten berechtigt ist oder gewesen ist; 
5. in Sachen, in denen er als Zeuge oder Sachverständiger vernommen ist; 
6. in Sachen, in denen er in einem früheren Rechtszug oder im schiedsrichterlichen 
Verfahren bei dem Erlass der angefochtenen Entscheidung mitgewirkt hat, sofern es sich 
nicht um die Tätigkeit eines beauftragten oder ersuchten Richters handelt. 

§ 138 Erklärungspflicht über Tatsachen; Wahrheitspflicht 

(1) Die Parteien haben ihre Erklärungen über tatsächliche Umstände vollständig und der 
Wahrheit gemäß abzugeben. 
(2) Jede Partei hat sich über die von dem Gegner behaupteten Tatsachen zu erklären. 
(3) Tatsachen, die nicht ausdrücklich bestritten werden, sind als zugestanden anzusehen, 
wenn nicht die Absicht, sie bestreiten zu wollen, aus den übrigen Erklärungen der Partei 
hervorgeht. 
(4) Eine Erklärung mit Nichtwissen ist nur über Tatsachen zulässig, die weder eigene 
Handlungen der Partei noch Gegenstand ihrer eigenen Wahrnehmung gewesen sind. 

§ 139 Materielle Prozessleitung 

(1) Das Gericht hat das Sach- und Streitverhältnis, soweit erforderlich, mit den Parteien 
nach der tatsächlichen und rechtlichen Seite zu erörtern und Fragen zu stellen. Es hat 
dahin zu wirken, dass die Parteien sich rechtzeitig und vollständig über alle erheblichen 
Tatsachen erklären, insbesondere ungenügende Angaben zu den geltend gemachten 
Tatsachen ergänzen, die Beweismittel bezeichnen und die sachdienlichen Anträge stellen. 
(2) Auf einen Gesichtspunkt, den eine Partei erkennbar übersehen oder für unerheblich 
gehalten hat, darf das Gericht, soweit nicht nur eine Nebenforderung betroffen ist, seine 



Entscheidung nur stützen, wenn es darauf hingewiesen und Gelegenheit zur Äußerung 
dazu gegeben hat. Dasselbe gilt für einen Gesichtspunkt, den das Gericht anders beurteilt 
als beide Parteien. 
(3) Das Gericht hat auf die Bedenken aufmerksam zu machen, die hinsichtlich der von 
Amts wegen zu berücksichtigenden Punkte bestehen. 
(4) Hinweise nach dieser Vorschrift sind so früh wie möglich zu erteilen und aktenkundig 
zu machen. Ihre Erteilung kann nur durch den Inhalt der Akten bewiesen werden. Gegen 
den Inhalt der Akten ist nur der Nachweis der Fälschung zulässig. 
(5) Ist einer Partei eine sofortige Erklärung zu einem gerichtlichen Hinweis nicht möglich, 
so soll auf ihren Antrag das Gericht eine Frist bestimmen, in der sie die Erklärung in 
einem Schriftsatz nachbringen kann. 

§ 415 Beweiskraft öffentlicher Urkunden über Erklärungen 

(1) Urkunden, die von einer öffentlichen Behörde innerhalb der Grenzen ihrer 
Amtsbefugnisse oder von einer mit öffentlichem Glauben versehenen Person innerhalb 
des ihr zugewiesenen Geschäftskreises in der vorgeschriebenen Form aufgenommen sind 
(öffentliche Urkunden), begründen, wenn sie über eine vor der Behörde oder der 
Urkundsperson abgegebene Erklärung errichtet sind, vollen Beweis des durch die 
Behörde oder die Urkundsperson beurkundeten Vorganges. 
(2) Der Beweis, dass der Vorgang unrichtig beurkundet sei, ist zulässig. 

§ 444 Folgen der Beseitigung einer Urkunde 

Ist eine Urkunde von einer Partei in der Absicht, ihre Benutzung dem Gegner zu 
entziehen, beseitigt oder zur Benutzung untauglich gemacht, so können die 
Behauptungen des Gegners über die Beschaffenheit und den Inhalt der Urkunde als 
bewiesen angesehen werden. 

§ 579 Nichtigkeitsklage 

(1) Die Nichtigkeitsklage findet statt:  
1. wenn das erkennende Gericht nicht vorschriftsmäßig besetzt war; 
2. wenn ein Richter bei der Entscheidung mitgewirkt hat, der von der Ausübung des 
Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen war, sofern nicht dieses Hindernis mittels 
eines Ablehnungsgesuchs oder eines Rechtsmittels ohne Erfolg geltend gemacht ist; 
3. wenn bei der Entscheidung ein Richter mitgewirkt hat, obgleich er wegen Besorgnis der 
Befangenheit abgelehnt und das Ablehnungsgesuch für begründet erklärt war; 
4. wenn eine Partei in dem Verfahren nicht nach Vorschrift der Gesetze vertreten war, 
sofern sie nicht die Prozessführung ausdrücklich oder stillschweigend genehmigt hat. 

(1) In den Fällen der Nummern 1, 3 findet die Klage nicht statt, wenn die Nichtigkeit 
mittels eines Rechtsmittels geltend gemacht werden konnte. 

§ 580 Restitutionsklage 

Die Restitutionsklage findet statt:  
1. wenn der Gegner durch Beeidigung einer Aussage, auf die das Urteil gegründet ist, sich 
einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Verletzung der Eidespflicht schuldig gemacht hat; 
2. wenn eine Urkunde, auf die das Urteil gegründet ist, fälschlich angefertigt oder 
verfälscht war; 
3. wenn bei einem Zeugnis oder Gutachten, auf welches das Urteil gegründet ist, der 
Zeuge oder Sachverständige sich einer strafbaren Verletzung der Wahrheitspflicht 
schuldig gemacht hat; 



4. wenn das Urteil von dem Vertreter der Partei oder von dem Gegner oder dessen 
Vertreter durch eine in Beziehung auf den Rechtsstreit verübte Straftat erwirkt ist; 
5. wenn ein Richter bei dem Urteil mitgewirkt hat, der sich in Beziehung auf den 
Rechtsstreit einer strafbaren Verletzung seiner Amtspflichten gegen die Partei schuldig 
gemacht hat; 
6. wenn das Urteil eines ordentlichen Gerichts, eines früheren Sondergerichts oder eines 
Verwaltungsgerichts, auf welches das Urteil gegründet ist, durch ein anderes 
rechtskräftiges Urteil aufgehoben ist; 
7. wenn die Partei 

a) 
ein in derselben Sache erlassenes, früher rechtskräftig gewordenes Urteil oder 
b) 
eine andere Urkunde auffindet oder zu benutzen in den Stand gesetzt wird, die eine 
ihr günstigere Entscheidung herbeigeführt haben würde; 

8. 
wenn der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte eine Verletzung der 
Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
oder ihrer Protokolle festgestellt hat und das Urteil auf dieser Verletzung beruht. 

 
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 

§ 117 Scheingeschäft 

(1) Wird eine Willenserklärung, die einem anderen gegenüber abzugeben ist, mit dessen 
Einverständnis nur zum Schein abgegeben, so ist sie nichtig. 
(2) Wird durch ein Scheingeschäft ein anderes Rechtsgeschäft verdeckt, so finden die für 
das verdeckte Rechtsgeschäft geltenden Vorschriften Anwendung. 

§ 119 Anfechtbarkeit wegen Irrtums 

(1) Wer bei der Abgabe einer Willenserklärung über deren Inhalt im Irrtum war oder eine 
Erklärung dieses Inhalts überhaupt nicht abgeben wollte, kann die Erklärung anfechten, 
wenn anzunehmen ist, dass er sie bei Kenntnis der Sachlage und bei verständiger 
Würdigung des Falles nicht abgegeben haben würde. 
(2) Als Irrtum über den Inhalt der Erklärung gilt auch der Irrtum über solche 
Eigenschaften der Person oder der Sache, die im Verkehr als wesentlich angesehen 
werden. 

§ 125 Nichtigkeit wegen Formmangels 

Ein Rechtsgeschäft, welches der durch Gesetz vorgeschriebenen Form ermangelt, ist 
nichtig. Der Mangel der durch Rechtsgeschäft bestimmten Form hat im Zweifel gleichfalls 
Nichtigkeit zur Folge. 

§ 126 Schriftform 

(1) Ist durch Gesetz schriftliche Form vorgeschrieben, so muss die Urkunde von dem 
Aussteller eigenhändig durch Namensunterschrift oder mittels notariell beglaubigten 
Handzeichens unterzeichnet werden. 
(2) Bei einem Vertrag muss die Unterzeichnung der Parteien auf derselben Urkunde 
erfolgen. Werden über den Vertrag mehrere gleichlautende Urkunden aufgenommen, so 
genügt es, wenn jede Partei die für die andere Partei bestimmte Urkunde unterzeichnet. 



(3) Die schriftliche Form kann durch die elektronische Form ersetzt werden, wenn sich 
nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt. 
(4) Die schriftliche Form wird durch die notarielle Beurkundung ersetzt. 

§ 127 Vereinbarte Form 

(1) Die Vorschriften des § 126, des § 126a oder des § 126b gelten im Zweifel auch für die 
durch Rechtsgeschäft bestimmte Form. 
(2) Zur Wahrung der durch Rechtsgeschäft bestimmten schriftlichen Form genügt, soweit 
nicht ein anderer Wille anzunehmen ist, die telekommunikative Übermittlung und bei 
einem Vertrag der Briefwechsel. Wird eine solche Form gewählt, so kann nachträglich eine 
dem § 126 entsprechende Beurkundung verlangt werden. 
(3) Zur Wahrung der durch Rechtsgeschäft bestimmten elektronischen Form genügt, 
soweit nicht ein anderer Wille anzunehmen ist, auch eine andere als die in § 126a 
bestimmte elektronische Signatur und bei einem Vertrag der Austausch von Angebots- 
und Annahmeerklärung, die jeweils mit einer elektronischen Signatur versehen sind. Wird 
eine solche Form gewählt, so kann nachträglich eine dem § 126a entsprechende 
elektronische Signierung oder, wenn diese einer der Parteien nicht möglich ist, eine dem § 
126 entsprechende Beurkundung verlangt werden. 

§ 128 Notarielle Beurkundung 

Ist durch Gesetz notarielle Beurkundung eines Vertrags vorgeschrieben, so genügt es, 
wenn zunächst der Antrag und sodann die Annahme des Antrags von einem Notar 
beurkundet wird. 

§ 129 Öffentliche Beglaubigung 

(1) Ist durch Gesetz für eine Erklärung öffentliche Beglaubigung vorgeschrieben, so muss 
die Erklärung schriftlich abgefasst und die Unterschrift des Erklärenden von einem Notar 
beglaubigt werden. Wird die Erklärung von dem Aussteller mittels Handzeichens 
unterzeichnet, so ist die im § 126 Abs. 1 vorgeschriebene Beglaubigung des Handzeichens 
erforderlich und genügend. 
(2) Die öffentliche Beglaubigung wird durch die notarielle Beurkundung der Erklärung 
ersetzt. 

§ 134 Gesetzliches Verbot 

Ein Rechtsgeschäft, das gegen ein gesetzliches Verbot verstößt, ist nichtig, wenn sich 
nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt. 

§ 135 Gesetzliches Veräußerungsverbot 

(1) Verstößt die Verfügung über einen Gegenstand gegen ein gesetzliches 
Veräußerungsverbot, das nur den Schutz bestimmter Personen bezweckt, so ist sie nur 
diesen Personen gegenüber unwirksam. Der rechtsgeschäftlichen Verfügung steht eine 
Verfügung gleich, die im Wege der Zwangsvollstreckung oder der Arrestvollziehung erfolgt. 
(2) Die Vorschriften zugunsten derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten 
herleiten, finden entsprechende Anwendung. 

§ 136 Behördliches Veräußerungsverbot 



Ein Veräußerungsverbot, das von einem Gericht oder von einer anderen Behörde 
innerhalb ihrer Zuständigkeit erlassen wird, steht einem gesetzlichen Veräußerungsverbot 
der in § 135 bezeichneten Art gleich. 

 

§ 179 Haftung des Vertreters ohne Vertretungsmacht 

(1) Wer als Vertreter einen Vertrag geschlossen hat, ist, sofern er nicht seine 
Vertretungsmacht nachweist, dem anderen Teil nach dessen Wahl zur Erfüllung oder zum 
Schadensersatz verpflichtet, wenn der Vertretene die Genehmigung des Vertrags 
verweigert. 
(2) Hat der Vertreter den Mangel der Vertretungsmacht nicht gekannt, so ist er nur zum 
Ersatz desjenigen Schadens verpflichtet, welchen der andere Teil dadurch erleidet, dass er 
auf die Vertretungsmacht vertraut, jedoch nicht über den Betrag des Interesses hinaus, 
welches der andere Teil an der Wirksamkeit des Vertrags hat. 
(3) Der Vertreter haftet nicht, wenn der andere Teil den Mangel der Vertretungsmacht 
kannte oder kennen musste. Der Vertreter haftet auch dann nicht, wenn er in der 
Geschäftsfähigkeit beschränkt war, es sei denn, dass er mit Zustimmung seines 
gesetzlichen Vertreters gehandelt hat. 

§ 307 Inhaltskontrolle 

(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den 
Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben 
unangemessen benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch 
daraus ergeben, dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist. 
(2) Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzunehmen, wenn eine 
Bestimmung  
1.mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der abgewichen wird, 
nicht zu vereinbaren ist oder 
2. wesentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur des Vertrags ergeben, so 
einschränkt, dass die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet ist. 
(2) Die Absätze 1 und 2 sowie die §§ 308 und 309 gelten nur für Bestimmungen in 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen, durch die von Rechtsvorschriften abweichende oder 
diese ergänzende Regelungen vereinbart werden. Andere Bestimmungen können nach 
Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 unwirksam sein. 

§ 415 Vertrag zwischen Schuldner und Übernehmer 

(1) Wird die Schuldübernahme von dem Dritten mit dem Schuldner vereinbart, so hängt 
ihre Wirksamkeit von der Genehmigung des Gläubigers ab. Die Genehmigung kann erst 
erfolgen, wenn der Schuldner oder der Dritte dem Gläubiger die Schuldübernahme 
mitgeteilt hat. Bis zur Genehmigung können die Parteien den Vertrag ändern oder 
aufheben. 
(2) Wird die Genehmigung verweigert, so gilt die Schuldübernahme als nicht erfolgt. 
Fordert der Schuldner oder der Dritte den Gläubiger unter Bestimmung einer Frist zur 
Erklärung über die Genehmigung auf, so kann die Genehmigung nur bis zum Ablauf der 
Frist erklärt werden; wird sie nicht erklärt, so gilt sie als verweigert. 
(3) Solange nicht der Gläubiger die Genehmigung erteilt hat, ist im Zweifel der 
Übernehmer dem Schuldner gegenüber verpflichtet, den Gläubiger rechtzeitig zu 
befriedigen. Das Gleiche gilt, wenn der Gläubiger die Genehmigung verweigert. 

§ 444 Haftungsausschluss 



Auf eine Vereinbarung, durch welche die Rechte des Käufers wegen eines Mangels 
ausgeschlossen oder beschränkt werden, kann sich der Verkäufer nicht berufen, soweit er 
den Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Sache 
übernommen hat. 

§ 821 Einrede der Bereicherung 

Wer ohne rechtlichen Grund eine Verbindlichkeit eingeht, kann die Erfüllung auch dann 
verweigern, wenn der Anspruch auf Befreiung von der Verbindlichkeit verjährt ist. 

§ 823 Schadensersatzpflicht 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, 
das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem 
anderen zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 
(2) Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz eines anderen 
bezweckendes Gesetz verstößt. Ist nach dem Inhalt des Gesetzes ein Verstoß gegen dieses 
auch ohne Verschulden möglich, so tritt die Ersatzpflicht nur im Falle des Verschuldens 
ein. 

§ 830 Mittäter und Beteiligte 

(1) Haben mehrere durch eine gemeinschaftlich begangene unerlaubte Handlung einen 
Schaden verursacht, so ist jeder für den Schaden verantwortlich. Das Gleiche gilt, wenn 
sich nicht ermitteln lässt, wer von mehreren Beteiligten den Schaden durch seine 
Handlung verursacht hat. 
(2) Anstifter und Gehilfen stehen Mittätern gleich. 

§ 831 Haftung für den Verrichtungsgehilfen 

(1) Wer einen anderen zu einer Verrichtung bestellt, ist zum Ersatz des Schadens 
verpflichtet, den der andere in Ausführung der Verrichtung einem Dritten widerrechtlich 
zufügt. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Geschäftsherr bei der Auswahl der 
bestellten Person und, sofern er Vorrichtungen oder Gerätschaften zu beschaffen oder die 
Ausführung der Verrichtung zu leiten hat, bei der Beschaffung oder der Leitung die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden auch bei Anwendung 
dieser Sorgfalt entstanden sein würde. 
(2) Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher für den Geschäftsherrn die 
Besorgung eines der im Absatz 1 Satz 2 bezeichneten Geschäfte durch Vertrag 
übernimmt. 
 
Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) 

§ 1  

Die richterliche Gewalt wird durch unabhängige, nur dem Gesetz unterworfene Gerichte 
ausgeübt. 



§ 15  (weggefallen)  

§ 16  

Ausnahmegerichte sind unstatthaft. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen 
werden. 

§ 21  

Die §§ 18 bis 20 stehen der Erledigung eines Ersuchens um Überstellung und Rechtshilfe 
eines internationalen Strafgerichtshofes, der durch einen für die Bundesrepublik 
Deutschland verbindlichen Rechtsakt errichtet wurde, nicht entgegen. 
 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwBfG) 

§ 33 Beglaubigung von Dokumenten 

(1) Jede Behörde ist befugt, Abschriften von Urkunden, die sie selbst ausgestellt hat, zu 
beglaubigen. Darüber hinaus sind die von der Bundesregierung durch Rechtsverordnung 
bestimmten Behörden im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 und die nach Landesrecht 
zuständigen Behörden befugt, Abschriften zu beglaubigen, wenn die Urschrift von einer 
Behörde ausgestellt ist oder die Abschrift zur Vorlage bei einer Behörde benötigt wird, 
sofern nicht durch Rechtsvorschrift die Erteilung beglaubigter Abschriften aus amtlichen 
Registern und Archiven anderen Behörden ausschließlich vorbehalten ist; die 
Rechtsverordnung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. 
(2) Abschriften dürfen nicht beglaubigt werden, wenn Umstände zu der Annahme 
berechtigen, dass der ursprüngliche Inhalt des Schriftstücks, dessen Abschrift beglaubigt 
werden soll, geändert worden ist, insbesondere wenn dieses Schriftstück Lücken, 
Durchstreichungen, Einschaltungen, Änderungen, unleserliche Wörter, Zahlen oder 
Zeichen, Spuren der Beseitigung von Wörtern, Zahlen und Zeichen enthält oder wenn der 
Zusammenhang eines aus mehreren Blättern bestehenden Schriftstücks aufgehoben ist. 
(3) Eine Abschrift wird beglaubigt durch einen Beglaubigungsvermerk, der unter die 
Abschrift zu setzen ist. Der Vermerk muss enthalten  
1. die genaue Bezeichnung des Schriftstücks, dessen Abschrift beglaubigt wird, 
2. die Feststellung, dass die beglaubigte Abschrift mit dem vorgelegten Schriftstück 
übereinstimmt, 
3.  den Hinweis, dass die beglaubigte Abschrift nur zur Vorlage bei der angegebenen 
Behörde erteilt wird, wenn die Urschrift nicht von einer Behörde ausgestellt worden ist, 
4. den Ort und den Tag der Beglaubigung, die Unterschrift des für die Beglaubigung 
zuständigen Bediensteten und das Dienstsiegel. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Beglaubigung von  
1. Ablichtungen, Lichtdrucken und ähnlichen in technischen Verfahren hergestellten 
Vervielfältigungen, 



2. auf fototechnischem Wege von Schriftstücken hergestellten Negativen, die bei einer 
Behörde aufbewahrt werden, 
3. Ausdrucken elektronischer Dokumente, 
4. elektronischen Dokumenten, 
a) die zur Abbildung eines Schriftstücks hergestellt wurden, 
b) die ein anderes technisches Format als das mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur verbundene Ausgangsdokument erhalten haben. 
(5) Der Beglaubigungsvermerk muss zusätzlich zu den Angaben nach Absatz 3 Satz 2 bei 
der Beglaubigung  
1.  des Ausdrucks eines elektronischen Dokuments, das mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur verbunden ist, die Feststellungen enthalten, 
a) wen die Signaturprüfung als Inhaber der Signatur ausweist, 
b) welchen Zeitpunkt die Signaturprüfung für die Anbringung der Signatur ausweist und 
c)  welche Zertifikate mit welchen Daten dieser Signatur zugrunde lagen; 
2.  eines elektronischen Dokuments den Namen des für die Beglaubigung zuständigen 
Bediensteten und die Bezeichnung der Behörde, die die Beglaubigung vornimmt, 
enthalten; die Unterschrift des für die Beglaubigung zuständigen Bediensteten und das 
Dienstsiegel nach Absatz 3 Satz 2 Nr. 4 werden durch eine dauerhaft überprüfbare 
qualifizierte elektronische Signatur ersetzt. 
Wird ein elektronisches Dokument, das ein anderes technisches Format als das mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur verbundene Ausgangsdokument erhalten hat, nach 
Satz 1 Nr. 2 beglaubigt, muss der Beglaubigungsvermerk zusätzlich die Feststellungen 
nach Satz 1 Nr. 1 für das Ausgangsdokument enthalten. 
(6) Die nach Absatz 4 hergestellten Dokumente stehen, sofern sie beglaubigt sind, 
beglaubigten Abschriften gleich. 

§ 34 Beglaubigung von Unterschriften 

(1) Die von der Bundesregierung durch Rechtsverordnung bestimmten Behörden im Sinne 
des § 1 Abs. 1 Nr. 1 und die nach Landesrecht zuständigen Behörden sind befugt, 
Unterschriften zu beglaubigen, wenn das unterzeichnete Schriftstück zur Vorlage bei 
einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle, der auf Grund einer Rechtsvorschrift das 
unterzeichnete Schriftstück vorzulegen ist, benötigt wird. Dies gilt nicht für  
1. Unterschriften ohne zugehörigen Text, 
2. Unterschriften, die der öffentlichen Beglaubigung (§ 129 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) 
bedürfen. 
(2) Eine Unterschrift soll nur beglaubigt werden, wenn sie in Gegenwart des 
beglaubigenden Bediensteten vollzogen oder anerkannt wird. 
(3) Der Beglaubigungsvermerk ist unmittelbar bei der Unterschrift, die beglaubigt werden 
soll, anzubringen. Er muss enthalten  
1. die Bestätigung, dass die Unterschrift echt ist, 
2. die genaue Bezeichnung desjenigen, dessen Unterschrift beglaubigt wird, sowie die 
Angabe, ob sich der für die Beglaubigung zuständige Bedienstete Gewissheit über diese 
Person verschafft hat und ob die Unterschrift in seiner Gegenwart vollzogen oder 
anerkannt worden ist, 
3. den Hinweis, dass die Beglaubigung nur zur Vorlage bei der angegebenen Behörde oder 
Stelle bestimmt ist, 
4. den Ort und den Tag der Beglaubigung, die Unterschrift des für die Beglaubigung 
zuständigen Bediensteten und das Dienstsiegel. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für die Beglaubigung von Handzeichen entsprechend. 
(5) Die Rechtsverordnungen nach Absatz 1 und 4 bedürfen nicht der Zustimmung des 
Bundesrates. 

§ 43 Wirksamkeit des Verwaltungsaktes 



(1) Ein Verwaltungsakt wird gegenüber demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von 
ihm betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in dem er ihm bekannt gegeben wird. Der 
Verwaltungsakt wird mit dem Inhalt wirksam, mit dem er bekannt gegeben wird. 
(2) Ein Verwaltungsakt bleibt wirksam, solange und soweit er nicht zurückgenommen, 
widerrufen, anderweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf andere Weise erledigt 
ist. 
(3) Ein nichtiger Verwaltungsakt ist unwirksam. 

 

 

§ 44 Nichtigkeit des Verwaltungsaktes 

(1) Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an einem besonders schwerwiegenden Fehler 
leidet und dies bei verständiger Würdigung aller in Betracht kommenden Umstände 
offensichtlich ist. 
(2) Ohne Rücksicht auf das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1 ist ein 
Verwaltungsakt nichtig,  
1. der schriftlich oder elektronisch erlassen worden ist, die erlassende Behörde aber nicht 
erkennen lässt; 
2. der nach einer Rechtsvorschrift nur durch die Aushändigung einer Urkunde erlassen 
werden kann, aber dieser Form nicht genügt; 
3. den eine Behörde außerhalb ihrer durch § 3 Abs. 1 Nr. 1 begründeten Zuständigkeit 
erlassen hat, ohne dazu ermächtigt zu sein; 
4. den aus tatsächlichen Gründen niemand ausführen kann; 
5. der die Begehung einer rechtswidrigen Tat verlangt, die einen Straf- oder 
Bußgeldtatbestand verwirklicht; 
6. der gegen die guten Sitten verstößt. 
(3) Ein Verwaltungsakt ist nicht schon deshalb nichtig, weil  
1. Vorschriften über die örtliche Zuständigkeit nicht eingehalten worden sind, außer 
wenn ein Fall des Absatzes 2 Nr. 3 vorliegt; 
2. eine nach § 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 6 ausgeschlossene Person mitgewirkt hat; 
3. ein durch Rechtsvorschrift zur Mitwirkung berufener Ausschuss den für den Erlass des 
Verwaltungsaktes vorgeschriebenen Beschluss nicht gefasst hat oder nicht beschlussfähig 
war; 
4. die nach einer Rechtsvorschrift erforderliche Mitwirkung einer anderen Behörde 
unterblieben ist. 
(4) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Verwaltungsaktes, so ist er im Ganzen 
nichtig, wenn der nichtige Teil so wesentlich ist, dass die Behörde den Verwaltungsakt 
ohne den nichtigen Teil nicht erlassen hätte. 
(5) Die Behörde kann die Nichtigkeit jederzeit von Amts wegen feststellen; auf Antrag ist 
sie festzustellen, wenn der Antragsteller hieran ein berechtigtes Interesse hat. 

§ 48 Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes 

(1) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden 
ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder für die Vergangenheit 
zurückgenommen werden. Ein Verwaltungsakt, der ein Recht oder einen rechtlich 
erheblichen Vorteil begründet oder bestätigt hat (begünstigender Verwaltungsakt), darf 
nur unter den Einschränkungen der Absätze 2 bis 4 zurückgenommen werden. 
(2) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der eine einmalige oder laufende Geldleistung oder 
teilbare Sachleistung gewährt oder hierfür Voraussetzung ist, darf nicht 
zurückgenommen werden, soweit der Begünstigte auf den Bestand des Verwaltungsaktes 



vertraut hat und sein Vertrauen unter Abwägung mit dem öffentlichen Interesse an einer 
Rücknahme schutzwürdig ist. Das Vertrauen ist in der Regel schutzwürdig, wenn der 
Begünstigte gewährte Leistungen verbraucht oder eine Vermögensdisposition getroffen 
hat, die er nicht mehr oder nur unter unzumutbaren Nachteilen rückgängig machen 
kann. Auf Vertrauen kann sich der Begünstigte nicht berufen, wenn er  
1. den Verwaltungsakt durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt 
hat; 
2. den Verwaltungsakt durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung 
unrichtig oder unvollständig waren; 
3. die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit 
nicht kannte. 
In den Fällen des Satzes 3 wird der Verwaltungsakt in der Regel mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen. 
(3) Wird ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der nicht unter Absatz 2 fällt, 
zurückgenommen, so hat die Behörde dem Betroffenen auf Antrag den Vermögensnachteil 
auszugleichen, den dieser dadurch erleidet, dass er auf den Bestand des 
Verwaltungsaktes vertraut hat, soweit sein Vertrauen unter Abwägung mit dem 
öffentlichen Interesse schutzwürdig ist. Absatz 2 Satz 3 ist anzuwenden. Der 
Vermögensnachteil ist jedoch nicht über den Betrag des Interesses hinaus zu ersetzen, 
das der Betroffene an dem Bestand des Verwaltungsaktes hat. Der auszugleichende 
Vermögensnachteil wird durch die Behörde festgesetzt. Der Anspruch kann nur innerhalb 
eines Jahres geltend gemacht werden; die Frist beginnt, sobald die Behörde den 
Betroffenen auf sie hingewiesen hat. 
(4) Erhält die Behörde von Tatsachen Kenntnis, welche die Rücknahme eines 
rechtswidrigen Verwaltungsaktes rechtfertigen, so ist die Rücknahme nur innerhalb eines 
Jahres seit dem Zeitpunkt der Kenntnisnahme zulässig. Dies gilt nicht im Falle des 
Absatzes 2 Satz 3 Nr. 1. 
(5) Über die Rücknahme entscheidet nach Unanfechtbarkeit des Verwaltungsaktes die 
nach § 3 zuständige Behörde; dies gilt auch dann, wenn der zurückzunehmende 
Verwaltungsakt von einer anderen Behörde erlassen worden ist. 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


